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Änderungsantrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP und der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur zweiten Beratung des vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 

— Drucksachen 10/340, 10/2012 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Nach Artikel 1 a werden folgende Artikel 1 b und 1 c eingefügt: 

Artikel 1 b 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

In § 205 Abs. 3 Satz 5 der Reichsversicherungsordnung in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, ver- 
öffenthchten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti- 
kel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .), wird die Zahl „ 19. 
jeweils durch die Zahl „23." ersetzt. 

Artikel 1 c 

Änderung des Gesetzes über die Krankenversicherung der 

Landwirte 

In § 32 Abs. 2 Satz 5 des Gesetzes über die Krankenversiche- 
rung der Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 1433), 
zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S — ), wird die Zahl „19." jeweils durch die Zahl „23." ersetzt. 

Die bisherigen Artikel 1 b und 1 c werden Artikel 1 d und 1 e. 

2. In Artikel 3 werden die Absätze 2 und 3 wie folgt gefaßt: 

„(2) Artikel 1 d Nr. 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1984 in 
Kraft. 

(3) Artikel 1 d Nr. 2 bis 4 und Artikel 1 e treten mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1984 in Kraft." 

Bonn, den 19. September 1984 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Dr. Vogel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 
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Begründung 

Zu Artikel Ib und Ic 

In den Versicherungsschutz der Mitglieder der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung sind auch deren Kinder bis zum 18. Lebensjahr 
einbezogen. Für arbeitslose Jugendliche endet der Versiche- 
rungsschutz mit ihrem 19. Lebensjahr. Hat der Jugendliche auch 
dann noch keinen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz gefunden, kann 
er den Versicherungsschutz nur durch freiwillige Versicherung 
aufrechterhalten. Für diese Versicherung sind jedoch Beiträge zu 
zahlen. In der Regel müssen die Eltern neben den Kosten des 
Lebensunterhalts auch diese Aufwendungen tragen. Um sie 
davon zu entlasten, wird die Altersgrenze für die beitragsfreie 
Mitversicherung dieser Kinder auf das 23. Lebensjahr heraufge- 
setzt. 

Zu Artikel 3 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Aufwendungen für den Versicherungsschutz der Jugend- 
lichen, die mangels eines Ausbildungsplatzes ihre Berufsausbil- 
dung nicht beginnen oder fortsetzen können, tragen die Kranken- 
kassen. Die Zahl der begünstigten Personen läßt sich auf Grund 
der Daten der Krankenkassen auch schätzungsweise nicht ermit- 
teln. Da sich dieser Personenkreis nach Wegfall des beitragsfreien 
Anspruchs auf Familienhilfe freiwillig versichern mußte, entge- 
hen der gesetzlichen Krankenversicherung für jeden nunmehr 
familienhilfeberechtigten Jugendlichen im Durchschnitt etwa 
645 DM jährlich an Beiträgen. Unterstellt man, daß über ein gan- 
zes Jahr hinweg im Durchschnitt von einem Personenkreis von 
etwa 100 000 Jugendlichen ausgegangen wird, wird die gesetz- 
liche Krankenversicherung im Jahr 1985 insgesamt mit rd. 65 Mil- 
lionen DM an Beitragsausfällen zusätzlich belastet. 
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